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Der Staat will Altersarmut ver-
meiden und setzt darum bei der
Ausgestaltung derSteuernAnrei-
ze dafür, selbst fürs Alter vorzu-
sorgen. Seit der Bund allerdings
in finanzielle Schieflage gera-
ten ist, sind diese zur politischen
Kampfzone geworden.Derneuste
Vorschlag kommt von der Mitte:
Siewill die Einzahlungenbegren-
zen,mit denenTopverdiener Lö-
cher in der zweiten Säule stopfen
und damit im grossen Stil Steu-
ern sparen.

Heute zahlen jährlich mehre-
reTausendPersonen schweizweit
mehr als 100’000 Franken nach-
träglich in die Pensionskasse ein.
Viele dieserÜberweisungen sind
laut Fachpersonen ethisch unbe-
denklich. Hierzu zählen Vorsor-
getransfers nach Scheidungen
oder Einkäufe durch Personen,
die zuvorPK-Geld füreinenHaus-
kauf verwendet haben.

«Die meisten Personen zah-
len nicht nachträglich in die Pen-
sionskasse ein, um Steuern zu
sparen, sondern um ihre Ren-
te aufzubessern», beteuert Lu-
kasMüller-Brunner,Direktor des
Pensionskassenverbandes Asip.
«Aber ja, es gibt Fälle, in denen
sehr gut verdienende Personen
hohe Beträge an ihre Pensions-
kasse überweisen.» Er legt aber
Wert auf die Feststellung, dass
das nicht illegal ist.

Der Bund liefert keine Anga-
ben dazu, umwie viele Personen
es sichhandelt.Hingegenhat eine
Reihe von Kantonen dieser Re-

daktion auf Anfrage aggregierte
Steuerdaten fürdas Jahr2022 ge-
sendet, die gewisse Schlüsse zu-
lassen. 96 ledige Personen und
511verheiratete Paarehatten 2022
imKanton Genf erstens ein steu-
erbares Einkommenvon über ei-
ner Million Franken und schos-
sen zweitens Geld in die zweite
Säule nach.

Im Schnitt lagen ihre Ein-
zahlungen bei 550’000 Fran-
ken. Das verringerte die Steuer-
last pro Einzelperson oder Paar
auf kantonaler Ebene im Schnitt
um 132’000 Franken und bei
der direkten Bundessteuer um
60’000 Franken. Die Minderein-
nahmen fürdenKantonbetrugen
in derFolge 80Millionen, fürden
Bund knapp 40 Millionen. Hinzu
kommen die Mindereinnahmen
fürdieGemeinden imKanton,die
gesamthaft ähnlichhochgewesen
sein dürftenwie jene desBundes.

«Ein Vehikel der
Steueroptimierung»
Hier will die Mitte ansetzen. In
derVernehmlassung des Sparpa-
kets von Bundespräsidentin und
Finanzministerin Karin Keller-
Sutter schrieb die Partei: «Diese
ursprünglich als Vorsorgeförde-
rung gedachte Regelung hat sich
zu einem Vehikel der Steuerop-
timierung für die höchsten Ein-
kommen entwickelt und führt zu
substanziellen Einnahmeausfäl-
len beim Fiskus.» Der Bundesrat
solle «primär solche Steuerprivi-
legien ins Auge fassen, bevor er
die Kleinsparer zurKasse bittet».
Damit spielt die Partei auf den

Vorschlag Keller-Sutters an,mit-
tels einer Erhöhung der Bundes-
steuern aufKapitalbezüge aus der
zweiten und dritten Säule Hun-
derte Millionen Franken pro Jahr
mehr einzunehmen. Er ist unter
57 Vorschlägen des Bundesrats
der einzige, derMehreinnahmen
bringen soll.Alle anderenwürden
Einsparungen nach sich ziehen.

Obwohl der Bundesrat die
Massnahme nach der Vernehm-
lassung so angepasst hat, dass sie
eherGutverdiener treffenwürde,
lehnen die bürgerlichen Parteien
sie als «Angriff auf den Mittel-
stand» ab. In Bern herrscht von
links bis rechts Einigkeit, dass der
Plan damit politisch tot ist.

Der Vorschlag der Mitte hat
grössere Chancen.Gesprächemit
Parlamentariern zeigen: Die Lin-
ke ist offen dafür; das würde zu-
sammen mit den Stimmen von
Mitte und GLP für eine knappe
Mehrheit reichen. FDP und SVP
hingegen wollen weiterhin nicht
die Einnahmenmaximieren, son-
dern die Ausgaben drosseln.

Werdie Details der neuen Idee
verstehen will, muss in das Rä-
derwerk des Vorsorge-Steuer-
sparens abtauchen: Die meisten
Pensionskassen erlauben frei-
willige Einzahlungen. Verein-
facht gesagt, dürfen diese dem
Produkt aus der Anzahl mögli-
cher Beitragsjahre und den ak-
tuellen ordentlichen Beiträgen
entsprechen. Je höher also das
aktuelle Gehalt ist, desto grös-
ser ist das Potenzial zumEinzah-
len und Steuernsparen. Der Tipp
von Steuerberatern ist, die Lö-

cher während der Erwerbsjahre
mit dem höchsten Einkommen
zu stopfen. Bei den meisten Per-
sonen liegt dieser Zeitpunkt jen-
seits der 50 Jahre.

Begrenztwird die Einzahlung
für Topverdiener dadurch, dass
die ordentlichen Beiträge höchs-
tens 25 Prozent desmaximal ver-
sicherbaren Jahreslohnsvon der-
zeit 907’200Franken entsprechen
dürfen. Die Mitte schlägt eine
Halbierung des Maximalwerts
vor, um die maximal erlaubten

Nachzahlungen zu errechnen.
Eine denkbare Alternative wäre,
ein Maximum für steuerlich an-
rechenbare Einzahlungen zu be-
stimmen. Das Endergebnis wäre
das gleiche:mehrEinnahmen für
die öffentliche Hand.

Im Fall des Genfer Beispiels
von 2022 könnte eine Deckelung
bei beispielsweise 300’000 Fran-
ken auf den ersten Blick dazu
führen, dass der Bund rund
20 Millionen mehr einnehmen
könnte als heute. Dabei sind Per-

sonen mit einem steuerbaren
Einkommen bis zu einer Milli-
on, die teilweise ebenfalls sehr
hohe Summen einzahlen, noch
nicht einmal eingerechnet.

Genf scheint
ein Spezialfall zu sein
Allerdings lassen sich die Genfer
Zahlen nicht linear auf die ganze
Schweiz hochrechnen. Das zeigt
ein Blick auf die Kantone Basel-
Stadt, Zug und Bern. Sie zählen
entweder ebenfalls viele Perso-
nen mit sehr hohem Einkom-
men oder zumindest viele Ein-
wohner.Dievon ihnengelieferten
Datensätze zeigen deutlichweni-
gerEinzahlungen in derHöheder
Genfer Topverdiener.

Auch ist davon auszugehen,
dass eine Regelung, wie sie die
Mitte vorschlägt, zu Verhaltens-
anpassungen führenwürde.Viele
derBetroffenenwürden ihre Ein-
zahlungenvermehrt übermehre-
re Jahre staffeln.Der todgeweihte
Vorschlag desBundesrats füreine
höhere BesteuerungvonKapital-
bezügen soll 190 Millionen jähr-
lich einbringen. Dass die Mitte-
Idee das vollständigwettmachen
kann, ist unwahrscheinlich.

DerObwaldnerMitte-Stände-
rat Erich Ettlin geht von Mehr-
einnahmenaufBundesebene «im
tiefen zweistelligenMillionenbe-
reich» aus. «Aber sicher bin ich
mir da nicht», sagt er. «Ich wer-
de darumanlässlich derBehand-
lungdesEntlastungspakets in der
Finanzkommission eine Abklä-
rung durch die Bundesverwal-
tung verlangen.»

Pensionskassen-Schlupfloch für Topverdiener
Mitte-Partei macht Druck Durch Nachzahlungen in die Pensionskasse vermeiden Millionäre Steuern.
Daran wird Kritik laut: Das habe nichts mehr mit legitimer Altersvorsorge zu tun.

Die PK-Einkäufe lagen 2022 in Genf
im Schnitt bei 70’000 Franken

Steuerbares Einkommen (in Fr.),
Anzahl Einkäufe, durchschnittlicher Betrag (in Mio. Fr.)
und Mindereinnahmen Kanton (in Mio. Fr.)

Weniger als
100’000 1131 0,01 0,9

100’000–150’000 1699 0,01 3,7

150’000–250’000 2650 0,02 10,7

250’000–500’000 2991 0,05 29,5

500’000–700’000 867 0,10 18,6

700’000–1 Mio. 503 0,17 18,8

Mehr als 1 Mio. 607 0,55 80,5

Total 10’448 0,07 162,7
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Ø
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Auswahl der Daten, die der Kanton Genf zu den Einkäufen in die
zweite Säule im Steuerjahr 2022 zur Verfügung gestellt hat
Tabelle: kst / Quelle: État de Genève


